Resolution der Personalversammlung der Albert-Schweitzer-Schule in Offenbach vom 16.2.06

Die Personalversammlung der Albert-Schweitzer-Schule vom 16.2.06 hält die vom Kultusministerium versprochene „Unterrichtsgarantie plus“ für nicht erfüllbar.

Das Kultusministerium kündigt zur Zeit breit gestreut in der Öffentlichkeit an, ab Sommer 2006 genügend Mittel zur Verfügung zu stellen, um für die Klassen 1 bis 10 von der 1. bis zur 6. Stunde eine verlässliche Unterrichtsgarantie sicher zu stellen. Bei den Eltern wird der Eindruck erweckt, dass ab den 3. Fehltag einer Lehrkraft der Vertretungsunterricht sogar ein qualifizierter Fachunterricht sein wird. 

Wir behaupten, dass höchstens eine verlässliche Betreuung (die wir aus Sicht berufstätiger Eltern für wünschenswert halten) mit einer sinnvollen Beschäftigung möglich ist. Die Bearbeitung des 15. Rechtschreib- oder Kommasetzungs-Arbeitsblattes und des 20. Rechenübungsblattes ersetzt nicht den Unterricht des Deutsch- bzw. Mathematiklehrers, in dem Fachprobleme diskutiert werden und Interaktionen und Kommunikation zwischen Schülern und Lehrer stattfinden. 

Die Schulen sollen für den Vertretungsunterricht Personen aller Fachrichtungen mit möglichst pädagogischer Ausbildung finden, die morgens um 7 Uhr darauf warten, von der Schule angerufen zu werden, ob sie gebraucht werden oder nicht, dann aber nur für die gehaltenen Stunden bezahlt werden.

Dass sich für so eine Zeit raubende und wenig lukrative Tätigkeit kaum Interessenten finden werden, liegt auf der Hand. Aber von Seiten des Kultusministeriums wird den Schulen der schwarze Peter zugeschoben, wenn sie dieses Vorhaben nicht realisieren können. Dann wird ihnen Unfähigkeit vorgeworfen werden, die angebotene Eigenverantwortlichkeit auszunutzen.

Auf die Mitglieder der Schulleitungen, die den Vertretungsunterricht organisieren, würde durch die neu geplante Vertretungsregelung eine erhebliche Mehrbelastung zukommen, die sie neben ihrer Unterrichtsverpflichtung und der jetzt schon zu großen Verwaltungstätigkeit zu tragen hätten.

Deshalb sieht die Gesamtkonferenz der Albert-Schweitzer-Schule die Gefahr als groß an, dass Schulleitungen das verlockende Angebot von privaten Unternehmensberatern (das schon vorliegt) annehmen könnten, das Vertretungspersonal zur Verfügung zu stellen – gegen Übernahme des vom Kultusministerium ausgewiesenen Budgets. 

Wir fordern unsere und alle anderen Schulleitungen dazu auf, nicht auf solch ein Angebot einzugehen.

Unterricht darf nicht von privaten Firmen organisiert werden.

Das Geld vom Kultusministerium muss für Lehrkräfte, nicht für Beraterfirmen ausgegeben werden.

Die für die Schulen notwendige Beratung muss beim Staatlichen Schulamt angesiedelt bleiben. Dieses muss die Stelle sein, wo Vertretungspersonal vermittelt wird, damit auch eine angemessene Bezahlung sowie eine ausreichende Qualifikation dieser Leute sicher gestellt ist.

Selbst wenn es den Schulen und dem Schulamt gelänge, eine ausreichende Anzahl von Menschen zu finden, die bereit wären, immer nur kurzfristig Vertretungsunterricht zu übernehmen, bedeutet das für die Schüler und Schülerinnen einen ständigen Lehrerwechsel, also Flickwerk.

Wir wiederholen daher die Forderung, jeder Schule in ihrem Stammpersonal 10% mehr zuzuweisen als für die Unterrichtsabdeckung notwendig ist. Damit könnten die Schulen tatsächlich eigenverantwortlich ihren Vertretungsbedarf abdecken.
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